
Bernadette und Joachim Gottschalk 30880 Laatzen

rathaus@laatzen.de

An den

Rat der Stadt Laatzen

Marktplatz 13

30880 Laatzen

Donnerstag, 09.09.2021

Petition (Art. 17 GG)

Sehr geehrte Mitglieder des Rates der Stadt Laatzen,

Herr Bundespräsident Steinmeier hat in seiner Rede zur Eröffnung des Europäischen

Zentrums Jüdischer Gelehrsamkeit am 18.08.2021 in Potsdam u.a. benannt:

Aber wenn ich heute hier spreche, dann muss ich auch darüber sprechen, wie

sehr es mich sorgt, dass dieses jüdische Leben in Deutschland noch immer

nicht selbstverständlich ist; dass jüdische Einrichtungen noch immer geschützt

werden müssen. Der Anschlag von Halle vor knapp zwei Jahren hat uns das

mehr als schmerzlich deutlich gemacht.

Es war ein Alptraum, der an jenem 9. Oktober Wirklichkeit wurde. Ein schwer

bewaffneter rechtsextremer Täter griff am höchsten jüdischen Feiertag ein

vollbesetztes jüdisches Gotteshaus an. Zwei Menschen tötete er in seiner

Verblendung, nur eine Holztür verhinderte, dass er ein größeres Blutbad

anrichten konnte.

Die Vorstellung, was hätte passieren können, peinigt nicht nur die Menschen,

die sich in der Synagoge versammelt hatten und stundenlang um ihr Leben

fürchten mussten. Sie peinigt viele Jüdinnen und Juden, die sich erneut

fragen, ob sie hier, im Land der Täter von einst, wirklich sicher sind. Ich

versichere Ihnen: Mich als Staatsoberhaupt dieses Landes peinigt das. Es

schmerzt mich und es macht mich zornig.

Es schmerzt mich und macht mich zornig, dass sich Antisemitismus,

antisemitischer Hass und Hetze in Deutschland – in Deutschland,

ausgerechnet in Deutschland, wieder offen zeigen, und das schon seit Jahren.

Und ich wünschte, ich könnte sagen, Halle hätte zu einer Wende geführt. Aber

auch seither werden Jüdinnen und Juden verhöhnt, herabgewürdigt,

gewaltsam angegriffen, überall in Deutschland, auch am helllichten Tag.

Schlimmer noch, in der Corona-Pandemie feiern krude antisemitische

Verschwörungstheorien neue hässliche Urständ. Das ist unerträglich!
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Als Bundespräsident möchte ich Ihnen heute sagen: Es kann für uns

Deutsche nur eine Antwort geben. Wir, jeder Einzelne und wir als ganze

Gesellschaft dulden keinerlei Antisemitismus! Wir schauen nicht weg! Wir

wehren den Anfängen im Alltag, ehe aus Worten Taten werden, und treten

denen entschieden entgegen, die Hass und Hetze verbreiten. Das muss uns

Verpflichtung sein!

In den vergangenen fünf Jahren hat der Rat der Stadt Laatzen, haben Sie als seine

Mitglieder zu ca. 40 jüdischen Petitionen von Schoaüberlebenden und deren

Angehörigen keine öffentliche Stellungnahme abgegeben. Die Schoaüberlebenden

haben insbesondere wegen Besudelung des Hauses ihrer deutschen Verwandtschaft

mit schwarzer Farbe, der fehlenden Zustimmung des Rates zu den

Antisemitismuserklärungen des Deutschen Bundestages vom 26.02.2015 und des

Niedersächsischen Landtages vom 02.02.2017, die auf antijüdischen Ereignissen in

Laatzen beruhten, ihre Besuche von Deutschland eingestellt.

Wir fordern den Rat, damit jeden Einzelnen von Ihnen als Mitglied des Rates auf, im

Sinne der o.a. Worte unseres Staatsoberhauptes tätig zu werden:

Wir, jeder Einzelne und wir als ganze Gesellschaft dulden keinerlei

Antisemitismus!

Wir schauen nicht weg!

Wir wehren den Anfängen im Alltag, ehe aus Worten Taten werden, und treten

denen entschieden entgegen, die Hass und Hetze verbreiten.

Das muss uns Verpflichtung sein!

Wir bitten Sie deshalb Stellung zu beziehen

- zur Besudelung des von jüdischen Personen bewohnten Hauses Engerode 90,

- zur Erklärung von

„... erkläre ich Juden als Köterrasse";

„Noch immer fließt Blut von ihren Händen";
„Kein anderes Volk hat weltweit Menschen
derart verachtet, massakriert und erniedrigt"

mit dem Zusatz

„Frau Gottschalk möge bitte erklären, inwieweit diese Benennungen gegenüber einer
Jüdin schwerwiegende Eingriffe in deren Persönlichkeitsrecht darstellen. Ist etwa die
Formulierung falsch, wenn man sagt, diese Köter haben uns den Krieg erklärt?
Erhofft sich die Welt noch immer etwas Gutes von diesen Kötern?
Ihr nennt uns Verbrecher und wir sollen dazu schweigen?"

Millionenfach ist die Köterrassenvernichtungsideologie ab 1938 propagiert und
mehr als 100.000fach publiziert worden:
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Zitat aus 'Pudelmopsdackelpinscher', Autor Ernst Hiemer, 1940,
Stürmer":

Wie die Köter unter den
für sich allein und halten sich nicht an die Gesellschaftsregeln der Nichtjuden.

Als Mischlinge sind die Juden ebenfalls zur Köterrasse zu zählen.

Will die Welt einmal wieder glücklich sein und einer ho
entgegensehen, dann muß der jüdische S

und Zitat aus:
Der Stürmer Nr. 38/1938:

Julius Streicher ist u.a. wegen dieses Aufrufes am
Militärgerichtshof zum Tode verurteilt worden.

Im Urteil heißt es:

[622] Streicher ist unter Punkt Eins und Vier angeklagt. Als einer der frühesten Mitglie
er im Jahre 1921 der Nazi-Partei bei und nahm am Münchener Putsch teil. Er war Gauleiter
von Franken von 1925 bis 1940. 1933 wurde er in den Reichstag gewählt;
Ehrenrang eines Generals in der SA. Er war berüchtigt für seine Verfolgung der Juden.
1923 bis 1945 war er der Herausgeber einer antisemitischen Wochenschrift »Der Stürmer«,
deren Schriftleiter er bis 1933 war.

[…]

Verbrechen gegen die Menschlichkeit.

[623] Auf Grund von 25 Jahren Reden, Schreiben und Predigen des Judenhasses war Streicher
als »Judenhetzer Nummer Eins« weitgehend bekannt. In seinen Woche um Woche, Monat um
Monat erscheinenden Reden und Artikeln verseuchte
mit dem Giftstoff des Antisemitismus und hetzte das deutsche Volk zur aktiven Verfolgung
auf. Jede Ausgabe des »Stürmer«, der 1935 eine Auflage von 600000 erreichte, war mit
solchen oft pornographischen und widerlichen Ar

Streicher war der Leiter des Judenboykotts vom 1. April 1933. Er befürwortete die
Nürnberger Gesetze des Jahres 1935. Er war für die Zerstörung der Synagoge in Nürnberg am
10. August 1938 verantwortlich, und am 10. November setzte er sich
Judenpogrom, das zu dieser Zeit stattfand, ein.
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Zitat aus 'Pudelmopsdackelpinscher', Autor Ernst Hiemer, 1940,

Wie die Köter unter den Hunden, so leben auch die Juden unter den Völkern
für sich allein und halten sich nicht an die Gesellschaftsregeln der Nichtjuden.

Als Mischlinge sind die Juden ebenfalls zur Köterrasse zu zählen.

Will die Welt einmal wieder glücklich sein und einer hoffnungsfrohen Zukunft
dann muß der jüdische Störenfried beseitigt werden

Der Stürmer Nr. 38/1938:

Julius Streicher ist u.a. wegen dieses Aufrufes am 1.10.1946 vom Internationalen
Militärgerichtshof zum Tode verurteilt worden.

Streicher ist unter Punkt Eins und Vier angeklagt. Als einer der frühesten Mitglie
Partei bei und nahm am Münchener Putsch teil. Er war Gauleiter

von Franken von 1925 bis 1940. 1933 wurde er in den Reichstag gewählt;
Ehrenrang eines Generals in der SA. Er war berüchtigt für seine Verfolgung der Juden.
1923 bis 1945 war er der Herausgeber einer antisemitischen Wochenschrift »Der Stürmer«,
deren Schriftleiter er bis 1933 war.

Verbrechen gegen die Menschlichkeit.

Auf Grund von 25 Jahren Reden, Schreiben und Predigen des Judenhasses war Streicher
als »Judenhetzer Nummer Eins« weitgehend bekannt. In seinen Woche um Woche, Monat um
Monat erscheinenden Reden und Artikeln verseuchte er die Gedankengänge der Deutschen
mit dem Giftstoff des Antisemitismus und hetzte das deutsche Volk zur aktiven Verfolgung
auf. Jede Ausgabe des »Stürmer«, der 1935 eine Auflage von 600000 erreichte, war mit
solchen oft pornographischen und widerlichen Artikeln angefüllt.

Streicher war der Leiter des Judenboykotts vom 1. April 1933. Er befürwortete die
Nürnberger Gesetze des Jahres 1935. Er war für die Zerstörung der Synagoge in Nürnberg am
10. August 1938 verantwortlich, und am 10. November setzte er sich
Judenpogrom, das zu dieser Zeit stattfand, ein.

Zitat aus 'Pudelmopsdackelpinscher', Autor Ernst Hiemer, 1940, Verlag "Der

Hunden, so leben auch die Juden unter den Völkern
für sich allein und halten sich nicht an die Gesellschaftsregeln der Nichtjuden.

Als Mischlinge sind die Juden ebenfalls zur Köterrasse zu zählen.

ffnungsfrohen Zukunft
törenfried beseitigt werden.

1.10.1946 vom Internationalen

Streicher ist unter Punkt Eins und Vier angeklagt. Als einer der frühesten Mitglieder trat
Partei bei und nahm am Münchener Putsch teil. Er war Gauleiter

von Franken von 1925 bis 1940. 1933 wurde er in den Reichstag gewählt; [622] er hatte den
Ehrenrang eines Generals in der SA. Er war berüchtigt für seine Verfolgung der Juden.20 Von
1923 bis 1945 war er der Herausgeber einer antisemitischen Wochenschrift »Der Stürmer«,

Auf Grund von 25 Jahren Reden, Schreiben und Predigen des Judenhasses war Streicher
als »Judenhetzer Nummer Eins« weitgehend bekannt. In seinen Woche um Woche, Monat um

er die Gedankengänge der Deutschen
mit dem Giftstoff des Antisemitismus und hetzte das deutsche Volk zur aktiven Verfolgung
auf. Jede Ausgabe des »Stürmer«, der 1935 eine Auflage von 600000 erreichte, war mit

Streicher war der Leiter des Judenboykotts vom 1. April 1933. Er befürwortete die
Nürnberger Gesetze des Jahres 1935. Er war für die Zerstörung der Synagoge in Nürnberg am

öffentlich für das
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Jedoch nicht nur in Deutschland allein vertrat dieser Angeklagte seine Lehren. Schon 1938
begann er, die Ausrottung der jüdischen Rasse zu fordern. 23 verschiedene Artikel aus den
Ausgaben des »Stürmer« aus den Jahren 1938 bis 1941, die die Ausrottung »mit Stumpf und
Stiel« predigen, sind als Beweismittel vorgelegt worden. Ein Leitartikel im September 1938
war typisch für seine Lehren, in denen der Jude als Bazillus und Pest bezeichnet wird und
nicht als menschliches Wesen, sondern als »ein Schmarotzer, ein Feind, ein Übeltäter, ein
Krankheitsverbreiter, der im Interesse der Menschheit vernichtet werden muß«. Andere
Artikel heben [623] hervor, daß nur nach Vernichtung des Weltjudentums das jüdische
Problem als gelöst zu betrachten sei, und sagten voraus, daß in fünfzig Jahren die Judengräber
»vielleicht künden werden, daß dieses Mörder- und Verbrechervolk doch noch sein verdientes
Ende fand«. (D-810, GB-332.) Im Februar 1940 veröffentlichte Streicher einen Brief eines
Lesers des »Stürmer«, der Juden mit Heuschreckenschwärmen verglich, die völlig ausgerottet
werden müßten. Das war die Art, wie Streicher die Gedankengänge Tausender von Deutschen
vergiftete, und dies war der Anlaß dafür, daß die Deutschen der nationalsozialistischen Politik
der Verfolgung und Vernichtung der Juden Folge leisteten. Ein Leitartikel des »Stürmer« vom
Mai 1939 beweist klar sein Ziel.

»Es muß eine Strafexpedition über die Juden in Rußland kommen. Eine Strafexpedition, die
ihnen dasselbe Ende bereitet, wie es jeder Mörder und Verbrecher zu erwarten hat. Das
Todesurteil, die Hinrichtung! Die Juden in Rußland müssen getötet werden. Sie müssen
ausgerottet werden mit Stumpf und Stiel.« (D-811, GB-333).21

Als der Krieg in seinen erfolgreichen Anfangsphasen dem Reich immer mehr und mehr
Gebiete zuführte, verstärkte Streicher noch seine Anstrengungen, das deutsche Volk zum Haß
gegen die Juden aufzureizen. Die Akten enthalten 26 Artikel aus dem »Stürmer« aus der Zeit
vom August 1941 bis September 1944; 12 von diesen sind von Streicher selbst verfaßt und
verlangen in unmißverständlichen Ausdrücken die Vernichtung und Ausrottung. Am 25.
Dezember 1941 schrieb und veröffentlichte er folgendes:

»Soll die Gefahr der Weiterzeugung jenes Gottesfluches im jüdischen Blute endlich ihr Ende
finden, dann gibt es nur einen Weg: die Ausrottung des Volkes, dessen Vater der Teufel ist.«
(D-832, GB-358).22

Und im Februar 1944 schrieb er einen Artikel:

»Wer aber tut, was ein Jude tut, ist ein Lump, ein Verbrecher. Und der, der als Nachsager es
ihm gleichtun will, verdient das gleiche Ende, die Vernichtung, den Tod.« (D-788, GB-376).23

In Kenntnis der Ausrottung der Juden in den besetzten Ostgebieten fuhr der Angeklagte fort,
seine Mordpropaganda zu schreiben und zu veröffentlichen. In seiner Aussage in diesem
Prozeß leugnete er aufs schärfste jegliche Kenntnis von den Massenhinrichtungen der Juden
ab. Das Beweismaterial ergibt jedoch klar, daß er unausgesetzt laufend Informationen von den
Fortschritten der »Endlösung« erhielt. Sein Pressephotograph wurde zum Besuch der Ghettos
im Frühjahr 1943, dem Zeitpunkt der Zerstörung des[624] Warschauer Ghettos, nach dem
Osten geschickt. Die jüdische Zeitung »Israelitisches Wochenblatt«, die Streicher erhielt und
las, brachte in jeder ihrer Ausgaben Berichte über die Greueltaten gegen die Juden im Osten
und Angaben über die Zahl der Juden, die deportiert und getötet wurden. Zum Beispiel
berichteten im Sommer und Herbst 1942 erschienene Ausgaben über den Tod von 72729
Juden in Warschau, 17542 in Lodz, 18000 in Kroatien, 125000 in Rumänien, 14000 in
Litauen, 85000 in Jugoslawien, 700000 in ganz Polen. Im November 1943 zitierte Streicher
wörtlich einen Artikel aus dem »Israelitischen Wochenblatt«, in dem es hieß, daß die Juden
sozusagen aus Europa verschwunden seien, und bemerkte hierzu: »Das ist kein
Judenschwindel.« (1965-PS, GB-176.) Im Dezember 1942 sagte Streicher mit Bezug auf
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einen Artikel in der Londoner »Times« über die die Ausrottung bezweckenden Greueltaten,
daß Hitler davor gewarnt hätte, daß der zweite Weltkrieg zur Vernichtung des Judentums
führen werde. Im Januar 1943 schrieb und veröffentlichte er einen Artikel, in dem es hieß, daß
Hitlers Prophezeiung nun in Erfüllung gegangen sei, und daß das Weltjudentum nun
ausgerottet würde und daß es herrlich sei, zu wissen, daß Hitler die Welt von ihren jüdischen
Quälern befreie.

Angesichts der dem Gerichtshof vorliegenden Beweise ist es für Streicher nutzlos zu
behaupten, daß die von ihm begünstigte Lösung des jüdischen Problems strengstens auf die
Kennzeichnung der Juden als Fremde und den Erlaß einer Ausnahmegesetzgebung, wie die
Nürnberger Gesetze, beschränkt gewesen sei, wenn möglich ergänzt durch ein internationales
Abkommen über die Schaffung eines jüdischen Staates irgendwo in der Welt, wohin alle
Juden auswandern sollten.

Streichers Aufreizung zum Mord und zur Ausrottung, die zu einem Zeitpunkt erging, als die
Juden im Osten unter den fürchterlichsten Bedingungen umgebracht wurden, stellt eine klare
Verfolgung aus politischen und rassischen Gründen in Verbindung mit solchen
Kriegsverbrechen, wie sie im Statut festgelegt sind, und ein Verbrechen gegen die
Menschlichkeit dar.

- zu dem nachfolgenden Bericht vom 18.05.2021

Anlage zu DS 2021/242



6

- zu Schmähbriefen, die als Absender den in Auschwitz tätig gewesenen SS-

Selektionsarzt Dr. Willi Schatz ausweisen,

- zu Schmähbriefen, die als Absender ein Beerdigungsinstitut ausweisen,

- zu Schmähbriefen, die u.a. pornographisch detaillierte Collagephotodarstellungen

des Ehepaares Gottschalk enthalten.

Sehr geehrte Damen und Herren Mitglieder des Rates der Stadt Laatzen,

Sie alle haben von uns ein individuelles an Sie persönlich gerichtetes Schreiben vom

13.01.2020 erhalten.

Niemand von Ihnen hat auf dieses Schreiben geantwortet.

Wir erwarten weiterhin von Ihnen eine Antwort.

Sehr geehrter Herr Dreyer,

sehr geehrte Frau Asendorf,

sehr geehrte Frau Kaußen,

Sie waren und sind Mandatsträger für die Stadt Laatzen und deren Bürger und

haben sich aktuell entschieden, sich für das Amt eines Bürgermeisters zu bewerben.

Beabsichtigen Sie als Bürgermeister/Bürgermeinsterin die programmatischen Worte

von Herrn Bundespräsident Steinmeier zu verwirklichen?

Herr Bundespräsident Steinmeier hat zu der antisemitischen Hetzaussage „Juden als

Köterrasse“ innerhalb von 36 Stunden nach Kenntnisnahme durch sein

Bundespräsidialamt uns geantwortet.

Welche ethisch-moralischen und kultur-politischen Argumente haben Sie davon

abgehalten, das Gleiche zu tun?

Der Niedersächsische Landtag und die Niedersächsische Landesregierung erhalten

eine Kopie dieser Petition mit einem eigenständigen Begleitschreiben.

Mit freundlichen Grüßen,

Ehepaar

Gottschalk
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